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Vorblatt 


Bericht der Bundesregierung zur Bildungspolitik 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung und 

Wissenschaft) 


A. Problem 

Der Bericht gibt eine mit statistischem Material belegte Dar- 
stellung der wesentlichen Entwicklungen im Schul- ’und Hoch- 
schulbereich seit 1945 und vergleicht diese auch mit den Ver- 
hältnissen anderer Staaten. 

Aus einer Beschreibung und Analyse der gesellschafts- und 
bildungspolitischen Wechselwirkungen werden unter Berück- 
sichtigung der Empfehlungen der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates und des Wissenschaftsrates bildungs- 
politische Zielvorstellungen entwickelt. 


B. Lösung 

Im Bericht werden detaillierte Vorschläge zur Verwirklichung 
des bildungspolitischen Konzepts gemeinsam mit den Ländern 
dargestellt. 


C. Alternativen 

Die Minderheit ist der Meinung, den bildungspolitischen Bericht 
ablehnen zu müssen. 


D. Kosten 

Zur Verwirklichung der im Bericht entwickelten Zielvorstel- 
lungen werden nach vorläufigen Schätzungen für Anfang der 
achtziger Jahre für Schulen und Hochschulen etwa 85 bis 95 
Mrd. DM pro Jahr auf ge wendet werden müssen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den Bericht der Bundesregierung zur Bildungspolitik 
— Drucksache VI/925 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gölter und Hansen 


Der Bericht wurde in der 72. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 14. Oktober 1970 dem Wis- 
senschaftsausschuß federführend, dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, dem Haushaltsausschuß 
und dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Bericht ist ein Beitrag des Bundes zur Er- 
füllung der neuen Gemeinschaftsaufgaben nach 
§ 91 b GG, der eine gemeinsame Bildungsplanung 
von Bund und Ländern vorsieht. Neben einer Dar- 
stellung und Integration der gegenwärtigen Ver- 
hältnisse enthält der Bericht dementsprechend eine 
Darstellung der Vorstellungen der Bundesregie- 
rung über die Reform des Bildungswesens, wofür 
die Empfehlungen der Bildungskommission und des 
Wissenschaftsrates sowie die Beschlüsse der Kultus- 
ministerkonferenz hinzugezogen wurden. Zu den 
allgemeinen Grundsätzen für die Reform des Bil- 
dungswesens zählt der Bericht der Bundesregierung 
die Schaffung eines demokratischen, leistungs- und 
wandlungsfähigen Bildungssystems, das jedem Bür- 
ger zu seiner persönlichen, beruflichen und politi- 
schen Bildung offensteht. Die Trennung zwischen 
den Schularten und den Hochschulformen soll ab- 
gebaut werden. Die Schule soll im Zuge der Ver- 
wissenschaftlichung und der zunehmend raschen 
Veränderungen aller Bereiche des beruflichen und 
persönlichen Lebens allen Lernenden eine bessere 
und gründlichere Ausbildung vermitteln. Die beruf- 
liche Bildung soll den Interessen und Fähigkeiten 
entsprechen und als integrierter Bestandteil des 
Bildungssystems entwickelt werden. 

Die Hochschule soll durch eine Studienreform 
umgestaltet werden, die der Entwicklung von Wis- 
senschaft und Gesellschaft inhaltlich und didaktisch 
Rechnung trägt. Sie muß zu einer integrierten 


Gesamthochschule ausgebaut werden; hierarchische 
Strukturen und Organisationen sind abzubauen; die 
Autonomie muß gestärkt werden. Ziel der Reform 
soll es sein, allen in Lehre und Forschung Tätigen 
bei gleichen Aufgaben auch gleiche Rechte zu geben 
und alle Angehörigen der Hochschule an den Ent- 
scheidungsprozessen zu beteiligen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
empfohlen, den Bericht insoweit zustimmend zur 
Kenntnis zu nehmen, als der hierin vertretenen 
Auffassung und Zielsetzung der Bundesregierung 
über die berufliche Bildung zugestimmt wird. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat sich nicht abschließend geäußert, sondern 
darum gebeten, die dort zu verschiedenen Teil- 
bereichen des Berichtes benannten Berichterstatter 
zu den Beratungen des Wissenschaftsausschusses 
hinzuzuziehen. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen ist 
in seiner Beratung am 17. Dezember 1970 zu dem 
Ergebnis gekommen, den Bericht im Zusammenhang 
mit dem zu erwartenden Bericht zur Lage der Nation, 
in dem Darlegungen über die Bildungssysteme der 
Bundesrepublik und der DDR und über ihren Ver- 
gleich zu erwarten seien, in nächster Zeit eingehend 
zu diskutieren. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
seine abschließende Beratung am 4. März 1971 
durchgeführt. 

Der Haushaltsausschuß hat den Bericht am 25. März 
1971 beraten. 

Die Minderheit des Wissenschaftsausschusses ver- 
tritt die Meinung, daß der Bericht der Bundesregie- 
rung abzulehnen sei. Zur Begründung hat er u. a. 
angeführt, daß der Bericht die Ausbildung einsei- 
tig in den Vordergrund stelle, ohne die notwen- 
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digen Bildungsziele und Bildungsinhalte zu for- ! 
mulieren. Die im Bericht zum Ausdruck kommende j 
Bildungspolitik sei nicht die unmittelbare Konse- j 
quenz aus wissenschaftlicher Einsicht in die sach- 
liche Notwendigkeit, sondern eine wissenschaftlich 1 
verbrämte Entscheidungshilfe. Wenn der Bericht 
angebe, Empfehlungen des Bildungsrates berück- 
sichtigt zu haben, so sei das nur teilweise der 
Fall, da er deren Alternativen einenge und wis- 
senschaftlich noch nicht geklärte Fragen, die auch 
vom Bildungsrat als offen bezeichnet würden, nur 
ideologisch beantworte. Entgegen der im Bericht 
der Bundesregierung vertretenen Ansicht erscheine 
es nach dem Stand der Wissenschaft fragwürdig, ob 
eine soziale Integration durch die Schule erreicht 
werden könne. Außerdem habe der Bildungsbericht 
es unterlassen, allgemeine Grundsätze und Zielvor- 
stellungen inhaltlich näher zu bestimmen. Des wei- 
teren würde im Bericht die Darstellung der auslän- 
dischen Entwicklung zu sehr in den Dienst der Ziel- 
vorstellungen der Bundesregierung gestellt. Von die- 
ser Zielvorstellung leite er in unzulässig einseitiger 
Weise die Einführung integrierter Gesamtschulen 
und Gesamthochschulsysteme ab, ohne gerade die 
hier alternative Offenheit der Empfehlungen des Bil- 
dungsrates zu berücksichtigen. Die im Bericht ge- 
nannten drei Schularten würden ohne weiteres be- 
stimmten Sozialschichten zugeordnet und damit die 
sozialbedingte Chancenungleichheit begründet. 

Mit dem im Bericht angestrebten Abitur I für alle 
Schüler würde jedoch nicht die Frage beantwortet, 
was mit denen geschehe, die vorher die Schule ver- 
lassen müssen. Bei der Übernahme der Modell- 
vorstellung des Wissenschaftsrates, wonach die 
Hälfte eines Altersjahrgangs das Abitur II erwerben 
und davon die Hälfte in den Gesamthochschulbereich 
eintreten soll, würde nicht die Frage beantwortet, 
was aus den 50°/o Abiturienten eines Altersjahr- 
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gangs werden solle. Des weiteren fehle im Bildungs- 
bericht jede Aussage darüber, woher das Personal 
für die geplante gewaltige Ausdehnung des Bil- 
dungswesens kommen solle. Wenn der Bildungs- 
bericht über Weiterbildung als von einem selbstän- 
digen Bereich des Bildungswesens spreche, so be- 
deute das einen echten Rückschritt, da die Weiter- 
bildung als integraler Bestandteil des Bildungs- 
systems zu verstehen sei. Schließlich fehlten im Be- 
richt bei der entscheidenden wichtigen Frage der 
Finanzierung politische Absichtserklärungen. Finan- 
zierungsbedarfsschätzungen von Bildungsrat und 
Wissenschaftsrat würden kritiklos übernommen, 
ohne Aussagen darüber zumachen, wie diese Mittel 
aufgebracht werden könnten und welche Prioritäten 
bei den einzelnen Zielvorstellungen gesetzt werden 
sollten. 

Der Antrag, dementsprechend den Bericht der 
Bundesregierung aus diesen Bedenken heraus ab- 
zulehnen, fand jedoch keine Mehrheit. 

Die Mehrheit des Wissenschaftsausschusses war 
vielmehr der Meinung, daß die im Bericht enthal- 
tenen bildungspolitischen Zielvorstellungen der 
Bundesregierung und insbesondere ihre Vorschläge 
zu deren Verwirklichung gemeinsam mit den Län- 
dern im Einklang mit der Bildungspolitik der 
Bundesregierung (Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969) steht. Sie ist der Überzeugung, daß die 
Bundesregierung mit diesem Bericht zum erstenmal 
in der Geschichte der Bundesrepublik nicht nur ein 
Konzept für den Aufbau und den quantitativen und 
qualitativen Ausbau unseres Bildungswesens von 
der Vorschulerziehung bis zur Weiterbildung vor- 
gelegt hat, sondern damit ein erster und ent- 
scheidender Schritt zu der in Artikel 91 b GG vor- 
gesehenen Gemeinschaftsaufgabe der Bildungs- 
planung getan wurde. 


. März 1971 


Dr. Gölter Hansen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag nimmt den Bildungsbericht der 
Bundesregierung zustimmend zur Kenntnis und for- 
dert die Bundesregierung auf, ihre Bemühungen 
um die Verwirklichung der im Bildungsbericht dar- 
gestellten Ziele nachdrücklich durchzusetzen. 


Bonn, den 5. März 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Dr. Gölter Hansen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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